
AWV-Informationen 6/2007 9

Herr Dr. Wallraff, Sie sind jetzt seit
gut vier Monaten Präsident des
BAFA. Haben Sie sich in Ihrer
neuen Funktion schon „eingelebt“
und welche Ziele haben Sie für
Ihre Amtszeit?

Dr. Wallraff: Präsident einer Be-
hörde sein zu dürfen, die in den
ganz verschiedenen Bereichen
Außenwirtschaft, Wirtschaftsför-
derung und Energie große Fach-
kompetenzen hat, ist eine faszi-
nierende Aufgabe. Ich habe mir für
meine Amtszeit drei Schwerpunk-
te vorgenommen:

Erstens: Ich fühle mich der Fort-
führung und Stärkung dieser Kom-
petenzen verpflichtet, möchte das
BAFA aber rund um diese Berei-
che noch breiter als umfassenden,
modernen Dienstleister von Wirt-
schaft, Mittelstand und Verbrau-
chern aufstellen.

Zweitens: Das Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle be-
wegt sich als obere Bundesbehör-
de nicht im luftleeren Raum,
sondern im Spannungsfeld ver-
schiedener Politikbereiche. Wir
haben Aufgaben der Wirtschafts-
und insbesondere der Außenwirt-
schaftspolitik, der Außen- und Si-
cherheitspolitik, der Energiepoli-
tik, aber auch der Umwelt- und
Klimaschutzpolitik zu erfüllen.
Von daher ist es unerlässlich, ein
gut funktionierendes Netzwerk mit
den politisch verantwortlichen In-
stitutionen und Personen in Ber-
lin, Bonn und Brüssel auf- und
auszubauen, den neuen Tenden-
zen nachzuspüren und sie in dem
einen oder anderen Punkt vielleicht
sogar mit zu beeinflussen.
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Drittens: Besonders wichtig ist es
mir, dass wir die Menschen und
Unternehmen, die mit unserem
Amt als Antragsteller oder Infor-
mationssuchende in Kontakt tre-
ten, in erster Linie als Kunden
betrachten und ihre speziellen
Bedürfnisse und Besonderheiten
fest im Blick haben. Dabei spie-
len neben den Bürgern und den
Großunternehmen vor allem die
kleinen und mittleren Betriebe
und das Handwerk eine entschei-
dende Rolle. Sie sind das Rück-
grat unserer Volkswirtschaft. Sie
schaffen die meisten neuen Ar-
beitsplätze. Sie sind vielfach die
wahren, oft im Verborgenen wir-
kenden Exportchampions.

Was heißt das im Einzelnen? Wie
kann das BAFA konkret den Mit-
telstand unterstützen?

Dr. Wallraff: Zunächst ganz allge-
mein, indem das BAFA sich auf
die Fragen und Probleme des Mit-
telstandes einlässt und versucht,
in seinen Verfahren darauf Rück-
sicht zu nehmen. Wir bieten den
Unternehmen unsere Unterstüt-
zung an durch Information und
Service, z.B. mit unserem umfang-
reichen Internetauftritt1, in dem
alle Informationen über Förderpro-
gramme oder Genehmigungsver-
fahren transparent und vorherseh-
bar zu finden sind. Außerdem kann
man die entsprechenden Hotlines
anrufen und Printinformationen
erhalten. Viele Anträge lassen sich
bereits elektronisch stellen. Das
ist eine große Erleichterung für die
Unternehmen.

Materiell ist die Unterstützung vor
allem im Bereich der Wirtschafts-

förderung messbar. Das BAFA för-
dert viele KMU unmittelbar mit
Finanzmitteln oder unterstützt die
Tätigkeiten durch Fortbildungen
im Managementbereich. Aus un-
seren Förderprogrammen sind im
letzten Jahr über 60 Mio. c direkt
an KMU gegangen. Außerdem flie-
ßen oft Fördergelder indirekt in
den Mittelstand. Im Rahmen des
Marktanreizprogramms „Erneuer-
bare Energien“ gehen z.B. die För-
dergelder über den antragstellen-
den Bürger in das mittelständisch
geprägte Installationsgewerbe von
Solarthermie- oder Pelletanlagen.
Die eingebauten Anlagen werden
ebenfalls von Mittelständlern pro-
duziert. Einer Primärförderung von
160 Mio. c im Marktanreizpro-
gramm stand im Jahr 2006 so ein
sekundäres Gesamtinvestitionsvo-
lumen von 1,4 Mrd. c gegenüber,
ein beeindruckendes, umfassendes
Mittelstandsförderungsprogramm.

Wie Sie sehen, hat also nicht nur
die Wirtschaftsförderung mit di-
rekt auf die mittelständische Wirt-
schaft ausgerichteten Program-
men, sondern auch die gesamte
Tätigkeit des BAFA im Energie-
und Klimaschutzbereich erhebli-
chen positiven Einfluss auf kleine
und mittlere Unternehmen. Und
das gilt sogar im Bereich der
Außenwirtschaft. Wenn Sie so wol-
len, ist unsere Prüfung der Geneh-
migungsfähigkeit von Exportvorha-
ben eine Art Lebensversicherung
für den guten Ruf der Unterneh-
men. Denn wer einmal in einen
Exportskandal verwickelt ist, hat
es am Markt sehr schwer.

Aber auch was gut ist, kann noch
besser werden. Deshalb stehen wir
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in engem Kontakt mit den Verbän-
den der Wirtschaft, um bei den aus
außen- und sicherheitspolitischen
Gründen zwingend erforderlichen
Verfahren der Exportkontrolle stär-
ker als bisher auf die Geschäfts-
prozesse insbesondere der kleinen

und mittleren Unternehmen Rück-
sicht zu nehmen, deren wirtschaft-
liche Existenz unter Umständen
von der frühzeitigen Klarheit über
die Genehmigungsfähigkeit eines
einzelnen Exportauftrages abhän-
gen kann.

In allen unseren Fachbereichen ist
also die Arbeit des BAFA unmit-
telbar oder mittelbar für den
wirtschaftlichen Erfolg vieler Bran-
chen des Mittelstands mitverant-
wortlich.

Das BAFA hat neben der Wirt-
schaftsförderung seine Kernauf-
gabe also im Bereich der Außen-
wirtschaft. Welche Schnittstellen
haben Sie zur Zollverwaltung und
worin bestehen die Unterschiede?

Dr. Wallraff: Noch vor ein paar
Jahren waren die Schnittstellen
nicht allzu groß; das hat sich ge-

ändert. Die Zollverwaltung hat sich
von einer vorwiegend fiskalischen
hin zu einer auch sicherheitsrecht-
lich relevanten Administration ent-
wickelt. Das bedeutet für uns eine
immer engere, arbeitsteilige Zu-
sammenarbeit mit den Kollegen

vom Zoll. Wir kooperieren so
im Rahmen eines mit ver-
schiedenen Stellen gemein-
sam entwickelten Gefahren-
und Sicherheitslagenansat-
zes mit dem Ziel der Be-
kämpfung der Proliferation
und illegaler Exporte, ohne
die legalen zu behindern.
Dabei prüfen wir nach Au-
ßenwirtschaftsrecht, ob
eine Genehmigung erforder-
lich ist und erteilt werden
kann. Der Zoll überwacht
den Warenverkehr und prüft
dabei, ob eine notwendige
Genehmigung auch vorliegt.
Im Zweifelsfall und bei Ver-
dacht auf Verstöße wird das
BAFA kontaktiert.

Stichwort „Exportkontrolle“.
In Ihrem Hause erhalten
Unternehmen bei Bedarf
die sog. „Anti-Terror-Liste“.
Was genau steckt hinter die-

ser Liste und wie sollten Unterneh-
men damit umgehen?

Dr. Wallraff: Die sogenannte
„Anti-Terror-Liste“ besteht aus
zwei EU-Verordnungen, die auf der
Grundlage von Sicherheitsratsre-
solutionen der Vereinten Nationen
verabschiedet wurden. Geregelt
wird das Einfrieren von Geldern
und das Verbot, den aufgeführten
Personen oder Organisationen
wirtschaftliche Ressourcen zur
Verfügung zu stellen. Das BAFA
kann den Unternehmen Informa-
tionen geben, wenn sie mit dort
gelisteten Empfängern zu tun be-
kommen. Das BAFA sieht sich hier
als Multiplikator. So wollen wir
den Unternehmen helfen, damit
sie nicht in Geschäftsbeziehungen
mit diesen Personen oder Organi-
sationen treten und so zu deren
Zielen beitragen, aber auch ihren
eigenen wirtschaftlichen Interes-

sen nicht schaden. Wichtig ist uns,
dass den Unternehmen klar ist,
dass diese Listen beachtet werden
müssen, weniger, wie die Unter-
nehmen das im Einzelnen organi-
satorisch umsetzen.

Bei der AWV gibt es einen Arbeits-
kreis, der sich mit Handelser-
leichterungen beschäftigt und die
AWV hat sich insgesamt dem
Bürokratieabbau verschrieben.
Können Sie die Kritik verstehen,
dass mit dem Argument der Terroris-
musbekämpfung vielfach wieder
bürokratische Hindernisse im Au-
ßenhandel aufgebaut werden?

Dr. Wallraff: Eine solche Kritik
erscheint auf den ersten Blick
nachvollziehbar. Wir müssen uns
aber immer wieder vor Augen hal-
ten, dass es hier um sehr gewich-
tige außen- und sicherheitspoliti-
sche Notwendigkeiten geht:
legaler Handel soll so wenig wie
möglich beeinträchtigt werden,
aber die Gefahren durch die Ver-
breitung von Massenvernichtungs-
waffen, bzw. Waren, die ihrer Her-
stellung oder Verbreitung dienen,
sind real und Kontrollen zu ihrer
Minimierung daher notwenig. Nie-
mand kann ein Interesse daran
haben, einen – und sei es auch
nur mittelbaren – Beitrag zu Er-
eignissen wie dem 11. Septem-
ber in New York oder den Anschlä-
gen am 11. März in Madrid zu
leisten. Gleichwohl bemühen wir
uns zusammen mit den Verbänden
der Wirtschaft um Transparenz der
Verfahren und materiellen Regeln,
um die unvermeidlichen Beein-
trächtigungen der Unternehmen in
diesem Bereich vorhersehbar und
erträglich zu halten.

Zum Abbau von Bürokratie bzw.
zur Erhöhung der Effizienz von
Zollverfahren dient u. a. auch die
Einführung von elektronischen
Verfahren im Zollbereich („e-
Customs“). Dieses Projekt der EU
sollte aber nicht an den jeweili-
gen Landesgrenzen enden, son-
dern übergreifend arbeiten. Das
BAFA fördert die enge Zusammen-
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arbeit mit anderen Dienststellen
und Zollverwaltungen in Dritt-
ländern. Wie machen Sie das?

Dr. Wallraff: Die Zusammenarbeit
in der Europäischen Union ist
selbstverständlich sehr eng,
schließlich haben wir den gemein-
samen Binnenmarkt für dual-use
Güter2. Dies wird entsprechend in
den Brüsseler Gremien gefördert.

Mit wichtigen Drittstaaten pflegte
das BAFA außerdem schon immer
bilaterale Kontakte. Seit zwei Jah-
ren ist dies institutionalisiert: Wir
führen im Auftrag der Europäischen
Kommission Projekte mit Dritt-
staaten durch, um deren Export-
kontrollen zu verbessern. Denn je
besser und einheitlicher die Sys-
teme aller Staaten werden, um so
schwerer ist die Beschaffung von
Massenvernichtungs- oder konven-
tionellen Waffen, um so geringer
ist die Chance für unsere Konkur-
renten auf den Weltmärkten, aus
Regelungs- oder Implementie-
rungsdifferenzen Vorteile im inter-
nationalen Wettbewerb zu ziehen.

Bei den Staaten, mit denen wir
zusammenarbeiten handelt es sich
um Russland, China, die Vereinig-
ten Arabischen Emirate, Ukraine
und Marokko, allesamt wichtige
Handelpartner Deutschlands und
daher sehr an der Zusammenarbeit
interessiert. Ein besonderer
Schwerpunkt liegt für die EU auch
in ihrer direkten Nachbarschaft in
Südosteuropa. Daher kooperieren
wir auf dem Gebiet der Export-
kontrolle intensiv mit Albanien,
Bosnien-Herzegowina, Kroatien,
Mazedonien, Montenegro und
Serbien. Kroatien hat bereits
einen Beitrittsstatus, aber auch
die anderen Länder werden
möglicherweise eines Tages zur
EU und damit zum gemeinsamen
Markt gehören. Deshalb ist unse-
re Arbeit hier so wichtig.

Diese Projekte fördern aber auch
die Zusammenarbeit zwischen den
aktuellen Mitgliedstaaten: weil es
EU-Projekte sind, beziehen wir die
Kollegen aus anderen EU-Staaten
ein. Der Inhalt dieser Projekte ist
ganz individuell auf die Bedürfnis-
se des jeweiligen Partners abge-
stimmt und kann von der Export-
kontrollgesetzgebung über die
praktischen Verfahren, bis zur
Strafverfolgung gehen und hat
natürlich auch einen Schwerpunkt
beim Zoll. Ein wichtiger Faktor ist,
dass wir die guten Erfahrungen aus
dem Dialog mit der deutschen In-
dustrie auch in den Partnerländern
einbringen und dort zu einem ent-
sprechenden Ansatz ermutigen.
Der Ausbau elektronischer Verfah-
ren ist dabei auch ein Element der
Zusammenarbeit.

Zum Abschluss: Deutschland kann
es sich als Exportnation gar nicht
erlauben, die amerikanischen und
europäischen Sicherheitsinitiativen
nicht einzuhalten. Kann Sicherheit
so gestaltet werden, dass deutsche
Unternehmen dennoch ihre Güter
weltweit relativ einfach verkaufen
können?

Dr. Wallraff: . Dies ist ein hochpo-
litisches Feld, wenn man z.B. die
Situation im Iran bedenkt. Die
amerikanischen und deutschen
Sicherheitsinteressen sind dabei
im Bereich der Proliferationsbe-
kämpfung grundsätzlich de-
ckungsgleich. Der politische Wil-
le muss aber jeweils in Regeln
heruntergebrochen werden, die
weitmöglichste Verhaltenssicher-
heit für alle Beteiligten einschließ-
lich der Exporteure eröffnen. Dafür
sind in erster Linie nicht wir, son-
dern die politischen Instanzen ver-
antwortlich. Wir wirken allerdings
vielfach beratend mit. Die Regeln
werden außerdem oft auf supra-
nationaler oder multilateraler Ebe-
ne festgelegt.

In diesem vorgegebenen Rahmen
bemühen wir uns darum, service-
orientiert zu handeln und die Be-
arbeitungszeiten für die Unterneh-
men so kurz wie möglich zu
gestalten, soweit wir das direkt
beeinflussen können. Außerdem
bieten wir umfangreiche Unter-
stützung an: Das vom BAFA her-
ausgegebene „Handbuch der deut-
schen Exportkontrolle“ ist das
Standardwerk. Wir haben aber
auch viele Publikationen für „Ein-
steiger“, wie das Buch Praxis der
Exportkontrolle, informieren bei
Veranstaltungen über neue Ent-
wicklungen und haben alle wich-
tigen Informationen auf unserer
Internetseite veröffentlicht.

Eine große Erleichterung ist die
Möglichkeit, Anträge elektronisch
zu stellen: „ELAN“ (Elektronische
Antragsstellung) verkürzt die Be-
arbeitungszeit und ist interaktiv,
kann also unstimmige oder fehlen-
de Informationen erkennen und
bei der Eingabe rückmelden. So
erübrigen sich viele zeitraubende
Rückfragen an den Antragsteller.

Ich glaube daher, wir tun eine gan-
ze Menge, um den Unternehmen
zu helfen. Trotzdem bleiben wir
nicht stehen und suchen immer
nach Möglichkeiten, das Verfah-
ren noch einfacher für die Unter-
nehmen zu gestalten, ohne die
Ziele der Exportkontrolle durch
geringere Kontrollstandards zu
gefährden. Dabei suchen wir auch
den Dialog zur Wirtschaft. Ich fin-
de es auch sehr wichtig, dass sich
eine vom BMWi geförderte Insti-
tution wie die AWV der Balance
zwischen den Sicherheitsbedürf-
nissen der Regierungen und den
Interessen der Unternehmen an
einfachen Prozessen annimmt.
Das BAFA wird diesen Prozess im
Rahmen seiner Möglichkeiten
immer unterstützen.

Das Interview führte Carolin Klas.

2 Güter mit ziviler Verwendung, die aber auch für die Herstellung oder die Ausbringung von Massenvernichtungswaffen eingesetzt werden
können.


